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gut demokratischer Weise unterziehen. Er werde gegen die Parole
des Gewerkschaftsbundes keine Gegenaktionen unternehmen, sich
am Abstimmungskampf um die Initiative aber auch nicht beteiligen,
sondern Gewehr bei Fuß bleiben.

Wie schon aus dem Referat des Kollegen Wyß hervorgeht, ist die
Ablehnung der Erklärung und der Entschluß, die Initiative zu
lancieren, nicht als eine Absage an den Vertragsgedanken
aufzufassen. Der Kongreß nahm denn auch eine Resolution an, in welcher
der getroffene Entscheid ausdrücklich in diesem Sinne begründet
und die Türe für zukünftige Verhandlungen offengelassen wird. Nur
im Zusammenhang mit dieser Erklärung kann der Beschluß des

Kongresses richtig verstanden werden.
Nachdem der Initiativtext, der übrigens eine Rückzugsklausel

enthält, gebilligt worden war, schlug der Präsident dem Kongreß
vor, ein Telegramm an den französischen Staatspräsidenten, General
De GauUe, abzusenden, in dem die Freilassung des von einem
französischen Militärgericht freigesprochenen, aber dennoch
widerrechtlich weiterhin gefangen gehaltenen Generalsekretärs des
Algerischen Gewerkschaftsbundes, Aissat Idir, gefordert und die Bereitschaft

des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes erklärt wird, sich
gegebenenfalls beim Bundesrat für die Gewährung des Asylrechtes
an Aissat Idir zu verwenden. Mit dieser Geste internationaler
Solidarität nahm der denkwürdige außerordentliche Kongreß des

Gewerkschaftsbundes einen versöhnlichen Abschluß.
Eugen Hug, Bern.

Text der Erklärung
der Spitzenverbände der Arbeitgeber zur Frage der Arbeitszeit

Für den Fall,

— daß der Abschnitt «Arbeitszeit, Ruhezeit und Ferien» im Arbeitsgesetz eine
Regelung findet, wie sie in Ziffer III dieser Erklärung umschrieben ist, und

— daß bezüglich der übrigen in Ziffer III dieser Erklärung nicht ausdrücklich
genannten Bestimmungen des erwähnten Abschnittes des Arbeitsgesetzes, im
besonderen in bezug auf die von den direkt beteiligten Verbänden angestrebte
Regelung der Arbeitszeit im Hoch- und Tiefbau und in den Betrieben des

Baugewerbes, deren Tätigkeit wesentlich von Arbeiten auf den Bauplätzen
abhängt, sich eine Verständigung verwirklichen läßt, und

— daß, wenn eine vertragliche Arbeitszeitverkürzung vereinbart wird, während
der Dauer dieser Vereinbarung außer der Entschädigung für die ausfallenden
Arbeitsstunden keine allgemeinen Lohnforderungen gestellt werden, individuelle

Lohnerhöhungen, ein allfälliger Teuerungsausgleich sowie besondere
Verhältnisse, sofern dabei den Mehrkosten für den Ausgleich der
Arbeitszeitverkürzung gebührend Rechnung getragen wird, ausgenommen, und
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— daß die Spitzenverbände der Arbeitnehmer sich dafür einsetzen, daß der
Arbeitsfriede erhalten bleibt sowie vernünftige Bestrebungen zur
Produktivitätssteigerung unterstützt werden,

geben die unterzeichneten Spitzenverbände der Arbeitgeber folgende Erklärung

ab:

1. Die unterzeichneten Spitzenverbände sind überzeugt, daß die Produktivkraft
des Landes wesentlich von der Arbeitszeit abhängt. Die Arbeitszeit muß deshalb

so geregelt werden, daß sie die Prosperität des Landes fördert und insbesondere

eine inflatorische Entwicklung sowie eine Gefährdung der Arbeitsplätze vermeidet.

Dabei wird in Betracht gezogen werden müssen, daß die betrieblichen und
wirtschaftlichen Voraussetzungen und Möglichkeiten einer Verkürzung der
Arbeitszeit in Industrie, Gewerbe und Handel naturgemäß verschieden sind, wobei
in Gewerbe und Handel vor allem der verhältnismäßigen Kleinheit der Betriebe,
den Schwierigkeiten, die sich einer Rationalisierung der gewerblichen Arbeit und
Dienstleistungen entgegenstellen, sowie dem saisonmäßigen Charakter zahlreicher
Branchen Rechnung zu tragen ist.

2. Die unterzeichneten Spitzenverbände sind nach wie vor der Auffassung, daß

die Arbeitsverhältnisse in der Privatwirtschaft grundsätzlich durch Vertrag
zwischen den angeschlossenen Branchenverbänden zu regeln sind und daß

öffentlich-rechtliche Regelungen nur dort Platz greifen sollen, wo das allgemeine Wohl
dies erfordert.

3. In Bestätigung dieser Auffassung werden die unterzeichneten Spitzenverbände

in der Industrie ihren Branchenverbänden empfehlen, über Arbeitszeitregelungen

zu verhandeln, um damit - sofern es für die betreffende Branche
wirtschaftlich tragbar ist - eine Verkürzung der Arbeitszeit auf 45 Stunden pro
Woche bis spätestens Ende des Jahres 1961 zu ermöglichen. Im Handel und
Gewerbe werden sie sich andern, für die einzelnen Branchen tragbaren Regelungen

nicht widersetzen.
4. Die unterzeichneten Spitzenverbände sind bereit, in einem spätem

Zeitpunkt die Frage einer Erklärung über die künftige Gestaltung der Arbeitszeit,
ausgehend von den dannzumaligen Verhältnissen, erneut zu prüfen.

II
Diese Erklärung erfolgt unter der Voraussetzung, daß weder kriegerische Ereignisse

noch schwere wirtschaftliche Störungen die Verhältnisse in unserer
Wirtschaft oder in einzelnen Branchen wesentlich ändern.

III
Grundsätze betreffend den Inhalt des Abschnittes

«Arbeitszeit, Ruhezeit und Ferien» im Arbeitsgesetz

1. Die normale wöchentliche Höchstarbeitszeit wird wie folgt geregelt:

— 46 Stunden für Arbeitnehmer in industriellen Betrieben und, vorbehaltlich
Alinea 3 nachstehend, für Büro- und technische Angestellte; 50 Stunden für
Arbeitnehmer in allen übrigen Betrieben, vorbehaltlich die im Ingreß von
Ziffer I erwähnte, von den direkt beteiligten Verbänden angestrebte Regelung
für die Betriebe des Hoch- und Tiefbaues und diejenigen des Baugewerbes,
deren Tätigkeit wesentlich von Arbeiten auf den Bauplätzen abhängt;
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- auf Büro- und technische Angestellte, die zusammen mit anderen Arbeitneh¬
mern beschäftigt sind, für die eine längere normale wöchentliche Höchst-arbeitszeit gilt, ist diese ebenfalls anwendbar.

2. Die in Art. 21 des amtlichen Entwurfes vom April 1959 für ein Arbeitsgesetz
genannten Betriebs- und Arbeitnehmergruppen werden von der normalen wöchentlichen

Höchstarbeitszeit gemäß Ziffer 1 hiervor nicht betroffen; Art. 21 ist durch
einen Zusatz über Ausnahmen für besondere Verhältnisse im Baugewerbe zuerweitern. "

3. Die normale tägliche Höchstarbeitszeit soll in der Regel 10 Stunden nichtüberschreiten.
4. Die Verkürzung der normalen wöchentlichen Höchstarbeitszeit soll nur nach

einer dem Art. 46 des Fabrikgesetzes entsprechenden Vorschrift möglich sein5. Die normale wöchentliche Höchstarbeitszeit soll nach einer Bestimmung,welche dem Art. 41, Lit. a, des Fabrikgesetzes gleicht, um 4 Stunden verlängertwerden können.
6 Wenn im Turnus die wöchentliche Arbeitszeit unterschiedlich festgelegtwird, kann die normale wöchentliche Höchstarbeitszeit überschritten werden,sofern sie innerhalb des Turnus im Durchschnitt eingehalten wird.
7. Für Schichtarbeit sollen Abweichungen von den Vorschriften über diewöchentliche Ruhezeit und beim ununterbrochenen Betrieb zudem die Ueber-

schreitung der normalen wöchentlichen Höchstarbeitszeit in bestimmten Fällen
zulassig sein.

8. Die Ueberzeit darf mit Einschluß der Hilfsarbeit für den einzelnen
Arbeitnehmer an arbeitsfreien Tagen oder in Notfällen mehr als 2 Stunden im Tag,
Sl V itTitl 3 OC,h **?* mehr al8 22° StUnden betraSen« Der Arbeitgebersoll bis 100 Ueberstunden im Kalenderjahr von sich aus und ohne behördlicheBewilligung anordnen können.

Är!e*Äh aUf üd~"ta»"*»" » «* derzeit, welche

Zentralverband Schweizerischer Arbeitgeberorganisationen
Vorort des Schweizerischen Handels- und Industrievereins

Schweizerischer Gewerbeverband

Der Text der Initiative

erst".:34' ^ ^ ** Bundesverfa88Ung ™rd dnrch folgende Bestimmungen

1. Der Bund erläßt auf dem Wege der Gesetzgebung für die Industrie, dasGewerbe und den Handel Vorschriften:

" ^rd1:^b^LAefi,nehmer' inSbe8°ndere Über die ™""'""S
b>

_e'h_,ebreSOndere SchMzmaß«",hmen för weibliehe und jugendliche Arbeit-

C> ^f- ," Krbe!,S" fl R^6Zeit- Bei dBr Re*elan* d« Arb"'»- ™d Ruhe-ze.t ist neben dem Schutz der Arbeitnehmer auch die Sicherung des Arbeits-
Platzes anzustreben;

d) über die Ferien.
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